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Es freut mich sehr, hier an der New School zu sein. 

Seit ihrer Gründung hat sich die New School in herausragender Weise dafür einge-

setzt, amerikanische, europäische und besonders deutsche Intellektuelle, Akademike-

rinnen und Akademiker zusammenzubringen. 

In den 1930er Jahren, als die Nazis die freie Wissenschaft in Europa auslöschen woll-

ten, fanden verfolgte Gelehrte hier an der New School Zuflucht – an der University in 

Exile. Heute wie damals ist die New School eine herausragende Institution in ihrem 

freien und kritischen Denken, in der Art und Weise, wie ihre Wissenschaftlerinnen und 

Wissenschaftler und Studierenden die großen Fragen unserer Zeit angehen: fächer-

übergreifend und gedankliche Grenzen überwindend. 

Meiner Ansicht nach tun Sie genau das, was Hannah Arendt – die, wie Sie ja alle 

wissen, auch an dieser Universität gelehrt hat – meinte, als sie vom „Denken ohne 

Geländer“ sprach. Damit beschrieb sie einen Ansatz, bei dem wir mutig genug sind, 

Vorurteile und vorgefasste Meinungen abzulegen und uns neuen Vorstellungen zu öff-

nen. Ich sage Ihnen ganz offen: Dieser Ansatz ist nicht unbedingt Bestandteil der DNA 

von Politikerinnen und Politikern. 

Aber das, wofür die New School steht, brauchen wir in dieser Zeit, in der wir enormen 

globalen Herausforderungen gegenüberstehen. Wir müssen frische Ideen entwickeln. 
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Und wir müssen bereit sein, die Welt auch aus dem Blickwinkel von Menschen zu 

sehen, die unsere Meinung nicht teilen. 

Es ist noch kein Jahr her, dass ich deutsche Außenministerin wurde. Als ich dieses 

Amt übernahm, wusste ich natürlich, dass schwierige Zeiten vor uns lagen. Aber ich 

habe nicht erwartet, dass in meinen ersten Monaten im Amt eine neue geopolitische 

Realität auf dem europäischen Kontinent geschaffen würde. 

Der 24. Februar hat unsere Welt verändert, er hat Europa verändert. Er markiert den 

Zeitpunkt, an dem Russland seinen erbarmungslosen Krieg gegen die Ukraine begon-

nen hat. Einen Krieg, der das Ziel verfolgt, ein unabhängiges Nachbarland auszulö-

schen und dessen Identität zu unterdrücken. Präsident Putin hat das als Befreiungs-

krieg bezeichnet, aber Russlands Panzer und Raketen bringen keinen Frieden und 

keine Freiheit, sondern Tod und Zerstörung über Städte, Häuser und Geburtskliniken 

in der Ukraine. 

Russlands Krieg bricht auch mit der europäischen Friedensordnung, die wir nach dem 

Fall des Eisernen Vorhangs aufgebaut haben; er verhöhnt das Völkerrecht und die 

Charta der Vereinten Nationen (VN). Präsident Putin möchte eine Welt, in der das 

Recht des Stärkeren gilt, nicht die Stärke des Rechts, eine Welt, in der Großmächte 

sich nach Belieben kleinere Staaten einfach einverleiben können. 

Wir alle dachten, dass der Krieg nie auf den europäischen Kontinent zurückkehren 

würde – das galt besonders für meine Generation. Ich bin 40 Jahre alt, wurde in West-

deutschland geboren und habe glücklicherweise nie Krieg oder Diktatur erlebt. 

Aber wir haben die brutale Realität gesehen, als wir Mitte März beim Treffen der Nato-

Außenministerinnen und Außenminister versammelt waren: Wir alle saßen in einem 

Saal, während unser ukrainischer Kollege Dmytro Kuleba auf dem Bildschirm zuge-

schaltet war und erklärte, wie furchtbar die Lage in der Ukraine ist. Zwischendurch 

zeigte er Bilder. Bilder von zerstörten Städten, Häusern und Existenzen. Auf einem 

Bild war ein Vater zu sehen, der über den Leichnam seines toten Kindes gebeugt 

weinte. Und ich glaube, in diesem Moment, dort in dem Saal im Nato-Gebäude, dachte 

niemand theoretisch über Außenpolitik oder die Verteidigungsfähigkeit der Nato nach. 
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Alle dachten nur: Was, wenn ich das wäre, ein Vater oder eine Mutter, die das eigene 

tote Kind beweint? Das hat uns deutlich gemacht: Das könnten wir sein. 

Präsident Putin greift die europäische Friedensordnung, die internationale Ordnung 

nicht theoretisch an – sein Angriff ist brutale Realität. Kiew ist nur zwei, drei Flugstun-

den von meiner Heimatstadt entfernt. Ich wohne in Potsdam, einer Stadt vor den Toren 

Berlins. So wie Butscha vor den Toren Kiews liegt. Das habe ich begriffen, als ich in 

Butscha und Irpin war: Das könnten wir sein. Es ist so wichtig im digitalen Zeitalter, im 

Zeitalter der sozialen Medien, in dem man manchmal nicht zwischen Wirklichkeit und 

virtueller Realität unterscheiden kann, dass man versteht: Das ist die Brutalität, die das 

Leben aller Menschen in der Ukraine prägt. 

Deshalb haben wir unmissverständlich deutlich gemacht, dass wir solidarisch zusam-

menstehen – nicht nur mit der Ukraine, sondern auch im Rahmen dieser internationa-

len Friedensordnung, von der meine Generation dachte, sie sei einfach selbstver-

ständlich. Aber wir sehen jetzt, dass sie nicht selbstverständlich ist. Wir müssen jeden 

Tag für Frieden, Freiheit und Sicherheit kämpfen. 

Und mir ist wichtig, dass wir es auch den demokratischen Kräften in Russland schuldig 

sind, diesen Kampf für Freiheit, Sicherheit und auch Demokratie zu führen. Denn der 

russische Präsident verändert und bedroht auch die Demokratie in seinem eigenen 

Land. 

Schon zuvor hat der Kreml unsere offenen Gesellschaften mit hybriden Angriffen ins 

Visier genommen. Nach dem 24. Februar gibt es kaum noch Spuren von Demokratie 

in Russland selbst: Russische Aktivistinnen und Aktivisten, die nach dem 24. Februar 

auf die Straße gingen und demonstrierten – und es waren viele Menschen auf den 

Straßen –, kamen ins Gefängnis. Journalistinnen und Journalisten wurden unterdrückt 

und Oppositionelle eingesperrt. Junge Menschen und Unternehmerinnen und Unter-

nehmer verlassen das Land. Denn es ist kein freies Land mehr. 

Diese neue Realität markiert eine Zäsur. Aber ich glaube auch – und das ist heute 

mein Thema –, dass sie noch etwas anderes markiert: nämlich einen wirklichen trans-

atlantischen Moment! In den vergangenen Monaten haben Deutschland, Europa und 
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die USA entschlossen beieinandergestanden – vielleicht so eng wie noch nie seit Ende 

des Kalten Krieges. 

Bei der Unterstützung unserer ukrainischen Partner, bei der Verhängung von Sanktio-

nen gegen Russland und bei der entschiedenen Reaktion im Rahmen der Nato haben 

wir entschlossen gehandelt. Es ist gut, dass Ihr Land seiner Verantwortung für die 

internationale regelbasierte Ordnung gerecht wird. Und ich möchte hinzufügen: Ich 

glaube, auch in unseren Gesellschaften hat sich in den vergangenen Monaten viel-

leicht etwas geändert: In Deutschland erkenne ich bei unseren Bürgerinnen und Bür-

gern eine echte wiedererstarkte Anerkennung der transatlantischen Partnerschaft. 

Und ich habe gehört, dass auch hier in den USA vielen wieder bewusst geworden ist: 

„Europe matters“! 

Schlüsselmomente in unserer transatlantischen Partnerschaft haben wir schon früher 

erlebt. Die Westintegration der Bundesrepublik nach dem Zweiten Weltkrieg, als der 

Marshallplan dazu beigetragen hat, nach dem dunkelsten Kapitel unserer Geschichte 

das zerstörte Deutschland wiederaufzubauen. Das Ende des Kalten Krieges, als dank 

unseren amerikanischen und europäischen Partnern mein Land in einem vereinten 

Europa wiedervereinigt wurde. In diesen Momenten haben Amerikaner, Europäer und 

Deutsche geopolitische Umbrüche bewältigt, indem sie transatlantisch zusammenge-

standen haben. 

Heute, wo unsere Sicherheit und unsere Freiheit in einem Ausmaß bedroht werden, 

wie wir es seit Jahrzehnten nicht erlebt haben, ist ein transatlantischer Schulterschluss 

wieder die Aufgabe, die vor uns liegt. Wir müssen diesen transatlantischen Moment 

nutzen. Und zwar um eine stärkere, unwiderrufliche transatlantische Partnerschaft für 

das 21. Jahrhundert aufzubauen. 

Im Jahr 1989 machte der US-amerikanische Präsident George Bush Deutschland das 

berühmte Angebot einer „partnership in leadership“, also einer gemeinsamen Füh-

rungspartnerschaft. Damals wurde das noch nicht umgesetzt: Der Gedanke war zu 

weitgehend für die damalige Situation. 
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In den frühen Neunzigerjahren war mein Land sehr damit beschäftigt, die Wiederver-

einigung für alle seine Bürgerinnen und Bürger zu verwirklichen. Wir arbeiteten daran, 

das wiedervereinigte Deutschland in der Europäischen Union (EU) zu verankern. 

Heute aber, in der Welt einer neuen Ära, hat sich das grundlegend geändert. Wir sehen 

klar: Jetzt ist der Moment da, in dem wir sie schaffen müssen: eine gemeinsame Füh-

rungspartnerschaft. Nicht nur wir als Deutsche und Amerikaner – wie wir vor dreißig 

Jahren dachten, sondern wir als Europäer und Amerikaner. Und es obliegt meinem 

Land innerhalb der EU, das maßgeblich mit voranzubringen. 

Natürlich ist eine solche Führungspartnerschaft kein romantisches Projekt, um gute 

alte transatlantische Zeiten zurückzuholen. Ich bin im wiedervereinigten Deutschland 

aufgewachsen; an den Kalten Krieg kann ich mich nicht wirklich erinnern. 

Viele 18- oder 25-jährige Deutsche kennen die Worte „Ich bin ein Berliner“ von Präsi-

dent Kennedy und „Tear down this wall – Reißen Sie diese Mauer nieder“ von Präsi-

dent Reagan nur aus dem Geschichtsbuch – sie haben ihr persönliches Amerikabild 

nicht geprägt. 

Vielleicht gilt das heutzutage auch für beide Seiten des Atlantiks. Es gilt für viele Men-

schen, nicht nur die Studierenden an dieser Hochschule, sondern auch für diejenigen, 

die heute in den USA leben und deren Wurzeln oftmals in anderen Teilen der Welt 

liegen – in Lateinamerika, Asien, Afrika, dem Nahen Osten – und nicht in Europa. 

Aber so sehr sich Europäer und Amerikaner in ihren persönlichen Lebensgeschichten, 

in ihrer individuellen Herkunft auch unterscheiden mögen: Wir teilen gemeinsame 

Werte, wie wir gegenwärtig leben und wie wir künftig leben wollen. Freiheit und Demo-

kratie sind bestimmend für uns. Das sind nur Worte, aber heute können wir sehen, was 

sie tatsächlich bedeuten: 

Jeder Achtjährige, jede 29-Jährige und jede 79-Jährige kann frei entscheiden, was sie 

essen, wen sie lieben, was sie denken, worüber sie reden wollen und wovon sie träu-
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men. Freiheit und Demokratie prägen unser ganz alltägliches Leben. Wir sind über-

zeugt, dass die „Würde des Menschen [...] unantastbar“ ist. Wir sind überzeugt, dass 

jeder Mensch das Recht auf „Leben, Freiheit und das Streben nach Glück“ besitzt. 

Russlands brutaler Krieg hat deutlich gemacht: Es ist keine Theorie, es ist Realität: 

Diese Werte stehen unter Beschuss. Freiheit, Demokratie und Menschenrechte stehen 

unter Beschuss. Deshalb müssen wir standhaft sein. Und darum geht es bei unserer 

Führungspartnerschaft. 

Drei Säulen sind entscheidend für diese Partnerschaft. 

Erstens: Sicherheit. 

Nach 1989 war Sicherheit lange Zeit kein Thema für viele Menschen in Europa und 

insbesondere Deutschland – nach dem Ende des Kalten Krieges wähnte sich mein 

Land endlich „nur noch von Freunden umzingelt“. Aber dieser Haltung hat sich definitiv 

geändert. Nun werden Eltern beim Frühstück von ihren Kindern gefragt: Mama, was 

sind eigentlich Atomwaffen? Andere wiederum sagen: Ich mag die Nato wirklich. 

Mitte der Achtzigerjahre, als ich geboren wurde, gingen Millionen von Deutschen, die 

nun die Großeltern dieser Kinder sind, auf die Straße, um gegen Aufrüstung zu de-

monstrieren. Jetzt sitzen diese Großeltern, Mütter, Väter und ihre Kinder am Küchen-

tisch und diskutieren über Aufrüstung, oder sie gehen für die Freiheit der Ukraine auf 

die Straße. 

Dasselbe gilt auch für andere europäische Länder: Schweden und Finnland geben 

eine lange Tradition der Neutralität auf, um der Nato beizutreten. In Berlin hat Russ-

lands Krieg uns in der neuen Bundesregierung dazu veranlasst, einige lang gehegte 

Positionen in der Sicherheitspolitik auf den Prüfstand zu stellen – und in vielen Berei-

chen grundlegend umzusteuern. 

Für uns bedeutet Denken ohne Geländer: Deutschland hat ein Sondervermögen von 

100 Milliarden Euro aufgelegt, mit dem wir unsere Bundeswehr stärken wollen. Wir 
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haben seit Jahrzehnten bestehende Grundsätze bei Rüstungsexporten revidiert, so-

dass Deutschland mittlerweile zu den stärksten militärischen und finanziellen Unter-

stützern der Ukraine zählt. 

Und wir haben unseren Beitrag zur Nato ausgeweitet: Deutschland hat die Führung 

des Nato-Gefechtsverbands in Litauen übernommen und stellt eine Brigade mit bis zu 

800 Soldatinnen und Soldaten bereit, die bei Bedarf dorthin verlegt werden können. 

Wir beteiligen uns mit unseren Kampfflugzeugen an der Sicherung des Luftraums über 

den Baltischen Staaten – und am Schutz der Slowakei mit Patriot-Luftabwehrsyste-

men. Aber wir wissen auch, dass das noch nicht ausreicht. Unser Ziel ist es, den eu-

ropäischen Pfeiler der Nato weiter zu stärken. 

“Europe matters” – Europa hat Gewicht, auch sicherheitspolitisch – das haben wir nach 

dem 24. Februar erlebt. Soll diese These aber Bestand haben, müssen wir sie auch 

unter Beweis stellen, und zwar auf lange Sicht. Das bedeutet, dass wir die EU strate-

gischer ausrichten müssen – als eine Union, die fähig ist, auf Augenhöhe mit den USA 

umzugehen: in einer Führungspartnerschaft. 

Die Mitgliedstaaten der EU geben jedes Jahr viele Milliarden für ihr Militär aus – aber 

wir bekommen nicht genug für unser Geld. Denn wir Europäer nutzen beispielsweise 

mehr als ein Dutzend Panzermodelle. Die EU muss ein stärkerer sicherheitspolitischer 

Akteur werden, ihre Rüstungsindustrien müssen stärker miteinander verbunden wer-

den, und sie muss in der Lage sein, militärische Missionen durchzuführen, um Regio-

nen in ihrer Nachbarschaft zu stabilisieren. 

Mit der Europäischen Friedensfazilität, die viele Milliarden Euro mobilisiert hat, um den 

Abwehrkampf der Ukraine mit Waffen zu unterstützen, haben wir bewiesen, dass die 

EU, wenn es wirklich nötig ist, entschlossen handeln kann. Aber Sicherheit im 21. Jahr-

hundert umfasst mehr als nur Kampfflugzeuge und Panzer. 

In Deutschlands erster Nationaler Sicherheitsstrategie, die wir derzeit im Auswärtigen 

Amt ausarbeiten, verfolgen wir einen neuen und umfassenden Ansatz zu Sicherheit. 

Wir berücksichtigen dabei auch Desinformation in unseren sozialen Medien, die Lie-

ferketten unserer Unternehmen und die Art und Weise, wie die Klimakrise Konflikte in 
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unserer europäischen Nachbarschaft verschärft. Und ich weiß, dass viele unserer eu-

ropäischen Partner und die USA genau dasselbe tun. 

Lassen Sie uns also unsere Zusammenarbeit bei der Entwicklung und Regulierung 

kritischer Technologien vertiefen – ebenso wie unsere gemeinsamen Bemühungen, 

unsere wirtschaftlichen Abhängigkeiten zu verringern. 

Der im letzten Jahr eingerichtete Handels- und Technologierat von EU und USA hat 

unseren Dialog über Künstliche Intelligenz, 6G oder Quantencomputer bereits sehr 

bereichert. In Reaktion auf Russlands Krieg haben wir unsere Exportkontrollen weiter 

aufeinander abgestimmt. 

Und gemeinsam erkennen wir deutlich: Es entspricht sowohl unseren Interessen als 

auch unseren Werten, wenn unsere Unternehmen auf unseren Märkten nicht mit Pro-

dukten konkurrieren, die mit Zwangsarbeit hergestellt werden. 

In Deutschland haben wir die lang gehegte deutsche Überzeugung vom „Wandel durch 

Handel“ aufgegeben – den Glauben also, dass sich autokratische Regime durch Wa-

renaustausch und wirtschaftliche Partnerschaften in Richtung Demokratie bewegen 

lassen. Deshalb beenden wir unsere Abhängigkeit von russischem Gas und Öl. Das 

ist schwierig und es wird teuer. Aber es ist mehr als nötig. Und innerhalb einiger weni-

ger Monate haben wir den Anteil der Gasimporte aus Russland bereits von 55 Prozent 

auf 26 Prozent gesenkt. 

Heute ist entscheidend, dass wir Sicherheit umfassend verstehen. All diese Investitio-

nen in unsere Sicherheit dienen einem zentralen Ziel – und das bringt mich zur zweiten 

Säule der künftigen transatlantischen Führungspartnerschaft: Die Verteidigung unse-

rer regelbasierten internationalen Ordnung.  

Eines möchte ich dabei vorausschicken: Diese Ordnung ist keine Ordnung des Wes-

tens. Es ist eine Ordnung, die es allen Staaten ermöglicht, zusammenzuarbeiten, ihren 

Wohlstand zu mehren, friedlich zu koexistieren – und in der kein Staat fürchten muss, 

dass sein stärkerer Nachbar ihn überfällt. 
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Es ist die Ordnung, für die die 141 Staaten eintreten, die mit uns im März in der Gene-

ralversammlung der Vereinten Nationen Russlands Krieg in der Ukraine verurteilt ha-

ben. Und es ist die Ordnung, für die alle Staaten eintreten, die davon überzeugt sind, 

dass wir globale Herausforderungen wie die Pandemie, die nukleare Nichtverbreitung 

oder die Klimakrise gemeinsam bewältigen müssen. 

Wenn man aber aus Europa oder Amerika kommt, ist es nicht genug, nur darauf zu 

bestehen, dass diese Ordnung verteidigt wird. Wir müssen auch in die internationale 

Friedensordnung investieren – so, wie wir es in der G7-Partnerschaft für globale Infra-

struktur tun, mit der die EU und die USA gemeinsam mehr als 500 Milliarden US-Dollar 

mobilisieren, um dringenden Infrastrukturbedürfnissen in Ländern des Globalen Sü-

dens nachzukommen. 

Aber hierbei müssen wir uns noch besser abstimmen. Dabei geht es nicht um schnelle 

Deals, sondern es geht um Investitionen in eine gemeinsame Zukunft. Und wir sollten 

auch besser kommunizieren, dass es die USA und EU sind, die nach wie vor die größ-

ten Beiträge im humanitären Bereich und bei der Entwicklungszusammenarbeit auf 

globaler Ebene leisten. Im vergangenen Jahr haben die EU und ihre Mitgliedstaaten 

70 Milliarden Euro in die Entwicklungszusammenarbeit investiert. 

Gleichzeitig müssen wir es offen und klar aussprechen: Wir müssen Partnern ernsthaft 

zuhören – anstatt ihnen Vorträge zu halten. Das heißt auch, dass wir uns unserer Ver-

gangenheit stellen, etwa dem Kolonialismus. Und wir müssen anerkennen, dass wir 

bei früheren Gelegenheiten nicht immer das Richtige getan haben. Wenn ich in den 

vergangenen Monaten mit Kolleginnen und Kollegen aus Afrika, Asien oder Latein-

amerika über den russischen Krieg gesprochen habe, dann habe ich oft gehört: Ich 

verstehe, ihr erwartet also, dass wir euch in dieser Krise in eurer Nachbarschaft unter-

stützen? Aber wo wart ihr, als wir euch brauchten? Und auf diese Frage kann manche 

und mancher von uns nicht immer eine Antwort geben. 

Ich habe kürzlich den Inselstaat Palau besucht, der uns in den VN unterstützt, wenn 

es um die Verurteilung der russischen Invasion geht. Als ich aber am wunderschönen 

Strand von Palau stand, war dort der Krieg in der Ukraine nicht die größte Sorge. Ich 

stand dort mit einem Fischer vor seinem Haus. Und als ich näher trat, dachte ich: Wir 
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reden davon, dass diese Häuser durch den steigenden Meeresspiegel innerhalb der 

nächsten zwanzig oder dreißig Jahre gefährdet sein werden. Vor Ort aber konnte ich 

mit eigenen Augen sehen, dass es nicht um zwanzig oder dreißig, sondern nur um 

zehn Jahre geht. 

Für viele, viele Länder ist die Klimakrise die größte Bedrohung ihrer Sicherheit. Des-

halb müssen wir diese Bedrohung, die Klimakrise, auf der internationalen Agenda ganz 

nach oben setzen. 

Als starke Industrienationen, die eine wichtige Verantwortung für den Klimanotstand 

tragen, müssen wir hier Führungsstärke beweisen, indem wir uns für ehrgeizigere An-

strengungen für den Klimaschutz einsetzen. Aber auch, indem wir deutlich machen, 

dass sich manche Länder nicht mehr an die Klimakrise werden anpassen können. Sie 

leiden bereits jetzt unter Verlusten und Schäden durch Klimaveränderungen. 

Deshalb ist es in diesen Zeiten und insbesondere im Vorfeld der anstehenden UN-

Klimakonferenz („COP27“) im November so wichtig, alles dafür zu tun, zurück zur Ein-

haltung des 1,5-Grad-Zieles zu kommen und klarzustellen: Wir werden unsere 100-

Milliarden-Dollar-Zusage zur Klimafinanzierung einhalten. 

Das ist auch eine Frage der Glaubwürdigkeit und der globalen Verantwortung. Wir 

können die Klimakrise nur mit allen Staaten auf diesem Planeten bekämpfen. Hierfür 

brauchen wir China, einen der größten Treibhausgasemittenten – auch wenn es in 

anderen Bereichen unser Wettbewerber und systemischer Rivale ist. Wir können die 

Klimakrise nur gemeinsam bekämpfen. 

Die regelbasierte internationale Ordnung lebt von Zusammenarbeit – und genau des-

halb müssen wir es sehr ernst nehmen, wenn diese Ordnung – in Europa und darüber 

hinaus – infrage gestellt wird. Allerdings teilen wir amerikanische Besorgnisse. Wir ha-

ben in den vergangenen Monaten seit dem 24. Februar schmerzvoll gelernt, dass aus 

aggressiver Rhetorik schnell gefährliches Handeln werden kann. 
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Chinas Äußerungen zu Taiwan werfen ernste Fragen auf. Es kann nicht in unserem 

Interesse liegen, wenn China in seiner Region übermäßige wirtschaftliche Abhängig-

keiten schafft. Wir sehen uns das derzeit an und wir erarbeiten zum ersten Mal in mei-

nem Ministerium eine eigene Chinastrategie, die nächstes Jahr veröffentlicht wird und 

die strategischen Überlegungen hier in den USA umfassend berücksichtigt. Meiner 

Auffassung nach sollte ein Ziel dieser Strategie sein, die transatlantischen Positionen 

zu den Herausforderungen, die China für unsere regelbasierte internationale Ordnung 

darstellt, weiter aufeinander abzustimmen.  

Aber wir werden diese Herausforderungen nur dann bestehen, wenn wir selbst zu 

Hause stark sind. Und damit komme ich zum dritten Pfeiler der transatlantischen Füh-

rungspartnerschaft: Die Stärkung unserer Demokratien und ihrer Resilienz. 

Die EU und die USA sind so wichtig füreinander, dass sie nicht unberührt lassen kann, 

wie sich der jeweils andere innenpolitisch entwickelt. Das ist keine Einmischung, son-

dern Sorge um Freunde. 

Wir beobachten, dass wir innenpolitisch vor ähnlichen Herausforderungen stehen – 

Problemen, wie sie auch hier bei Ihnen an der New School die Diskussion prägen: 

Ungleichheit, Mangel an sozialer Gerechtigkeit, Rassismus, Populismus, politische Po-

larisierung, geschwächte demokratische Institutionen. Und natürlich sind uns die Bilder 

vom 6. Januar 2021 noch frisch im Gedächtnis. 

Auch in Europa wird die Demokratie herausgefordert: Mancherorts werden LGBTI-

Rechte, die Rechtsstaatlichkeit und die Unabhängigkeit von Journalistinnen und Jour-

nalisten infrage gestellt. Und in meinem Land hat eine rechtspopulistische Partei in 

manchen Regionen 20 Prozent Wählerzuspruch. Als Freunde sollten wir diese Her-

ausforderungen gemeinsam und offen ansprechen. Nicht um den alten Slogan von der 

transatlantischen Wertegemeinschaft zu wiederholen, sondern weil letzten Endes un-

sere Sicherheit davon abhängt. 

Was uns vereint, sind unsere demokratischen Systeme, auch wenn wir manche Werte 

auf unterschiedliche Art leben. Das gilt sicherlich für die Abtreibungsdebatte, die hier 

in den USA besonders leidenschaftlich geführt wird, wo Hunderttausende Frauen und 
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Männer für die Frauenrechte auf die Straßen gehen. Als Frau und als Mutter zweier 

Töchter teile ich die Gefühle dieser Menschen von ganzem Herzen: Jede Frau hat das 

Recht, selbst über ihren Körper zu bestimmen. 

Diese Debatte zeigt auch: Demokratien sind kompliziert. Es ist viel leichter, einfach auf 

den Tisch zu hauen und zu sagen: „Ich bin hier der starke Mann und alles hört auf 

mein Kommando.“ Demokratie ist schwieriger. Demokratie ist kompliziert. Denn sie 

ermöglicht Offenheit, sie schätzt die Debatte, das Denken ohne Geländer und den 

Streit. Das macht sie angreifbar – von innen wie von außen. 

Und deshalb glaube ich, dass die Menschen in Amerika wie auch in Europa vor einer 

zweifachen Aufgabe stehen: Wir müssen in unseren Gesellschaften Möglichkeiten für 

kreative Auseinandersetzungen schaffen, damit unsere Demokratien sich entwickeln, 

voranschreiten und sich modernisieren können. 

Demokratische Entwicklung hört nie auf, sie geht immer weiter. Weil sie nie vollkom-

men sind, müssen sich Demokratien stets neuen Entwicklungen stellen. Anderenfalls 

drohen ihnen Stillstand und Untergang. Aber wir müssen auch sicherstellen, dass un-

sere Demokratien vor Versuchen geschützt werden, das zu zerstören, was ihren We-

senskern ausmacht, nämlich die Werte und Institutionen, ohne die sie nicht lebensfä-

hig sind. Wir sollten einander dabei unterstützen, diese zweifache Aufgabe zu erfüllen 

– weil wir enge Freunde sind und weil es in unserem Interesse ist. 

Ich freue mich, dass wir ein neues Forum für die Weiterentwicklung dieser Debatte auf 

den Weg bringen: Das deutsch-amerikanische Zukunftsforum wird erstmalig im No-

vember in Deutschland tagen. Wir bringen junge Fachleute sowie Entscheidungsträ-

gerinnen und Entscheidungsträger aus unseren beiden Ländern zusammen, um neue 

Ideen für unsere Gesellschaften und die transatlantische Partnerschaft zu entwickeln, 

kurz gesagt: für ein „Denken ohne Geländer“.  

Der 24. Februar hat uns viele brutale Lektionen erteilt. Wir leben nun in einer Welt, in 

der wir auf alles vorbereitet sein müssen. In solchen Zeiten können wir uns von den 

Gründerinnen und Gründern der New School, von denjenigen, die die University in 

Exile geschaffen haben, inspirieren lassen. 
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In einer Zeit des Zweifels und großer Probleme haben sie das Banner des freien Den-

kens und der Demokratie hochgehalten. Sie haben nicht aufgegeben – sie haben nach 

vorn geschaut und traten für eine bessere Welt ein. 

Wenn wir nur einen kleinen Teil ihres Mutes und ihrer Zuversicht aufbringen können, 

dann haben wir alles, was wir brauchen, um diesen transatlantischen Moment zu nut-

zen und die transatlantische Partnerschaft für das 21. Jahrhundert aufzubauen – eine 

gemeinsame Führungspartnerschaft Europas und der USA. 

Ich denke, die New School ist der beste Ort, um sich daran zu erinnern, dass alles 

möglich ist – wenn wir bereit sind, uns der Herausforderung zu stellen. 

Ich danke Ihnen. 

*  *  *  *  * 
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